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Sommer- und Herbstferien 1938

Im Einvernehmen mit dem Herrn Kreisschsulrat und dem
Herrn Kreis-bauernfüshrer werden die diesjährigen Somme-
und Herbstferien dser Landschulen (mit Ausnahme von Saeraii
und Leuchten) wie folgt festgesetzt:

» Sommerferien: Schulschluß 16. Juli 1938, Schulanfang
15. Au- ust 1938; '

Herbtferien: Schiilsschluß 17. September 1938, Schulanfang
l(). Oktober 1938. -
Die Schsulferien für Sacrau, Leuchten und die Städte Oels

und Bernstadt regeln sich nach der Verfügung des Herrn Re-
gierungspräsidenten in Breslau vom 5. März 1938 ——- Amt-
liches Schsulblatt 1938, Seite 27.

Der Laiidrat

— Ose1s, den 4. Mai 1938
Räumung der Wasserläsufe

Es muß immer wieder festgestellt werden, daß der-— Räumung
der Wiasserläsufe oft nicht oder nur sehr oberflächilich nachgekoni-
men wird.
Die Wasserpolizeibehörden haben nach der Dienstanweisung

für »die Schauämter mindestens drei Wochen vor den Schau-
terminen zur Räumung aller Wasserläufe in der bisher übli-
chen Weise und mit dem Hinweis aufzufordern, daß alle bei
den Schauen aufgefuiidenen Mängel auf Kosten der Verpflich-
tetseirsbeseitigt werden. Die Räumung hat mindestens einmal
Jalhrlich zu den bisher üblichen seiten zu erfolgen. Falls nötig
konnen nach giitachitlicher Aeu erung des Schauamts außer-
ordentliche Räumungen angeordnet werden.
Die Ortspolizeibehörden des Kreises ersuche ich, unter Hin-

weis auf die Polizeiperordnung über Unterhaltung der Wasser-
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läufe iiu Kreise Oels vom 1. Juni 1927 —- KreisbL S. 96 ———
Anordnung für eine rechteitige Räumung der Wasserlaufe
3. Ordnung zu treffen. en Räumungspflichitigen ist« eine
Frist bis zum 30. Juni d. I. zu stellen. Die Beaufsichtigung

der Räumungsarbeiten innerhalb der einzelnen Gemeinden

ist den Herren Bürgermeistern zu übertragen. Besonderes
Augenmerk ist darauf zu richten, daß die Wasserläufe von unten
an geräumt werden, wobei erforderlich ist, daß Wasserpolizei-
behörden und Gemeindebehörden Hand in Hand arbeiten.

Geigen säumige Verpflichtete ist mit allen zur Verfügng
stehenden polizeilich-en Mitteln vorzugehen. Den Räumungs-
pflichtigen ist vorzuhalten, daß trotz gewisser Opfer an Zeit und
Arbeit die ordnungsmäßige Unterhaltung der Wasserläufe in
ihrem eigenen Interesse liegt, da sie bei iiiangelhafter Vorflut
schwere wirtschaftlich-e Schaden durch Hoch- und Dsruckwasser
erleiden, die erheblich größer sind, als die Ausgaben für die
ordnungsmäßig-e Unterhaltung des «Wasserlaufs. u den Auf-
gaben der Unterhaltung des Wasserlaufs gehört insbesondere
auch, daß Verstrauchutigen und Abbrüche, soweit sie das Fluß--
bett verschlammen, beseitigt werden. Auch Anlandiiiigen im
Wasserlauf, durch welche die Vorflut beeinträchtigt wird-, hat
der Unterhaltungspflichtige zu beseitigen, ebenso Baumwurzeln
im lGraben·bett.
.. Ferner ist auch für Räumung der Seiteiigräben an den
öffentlichen Wegen durch die zur Reinhaltiing verpflichteten
Gemeinden zu sorgen.

Der Laiidrat

K. .II. 04. Oels, den 2. Mai 1938

Der Rsegierungssetretär Alfred Paiinek ist mit Wirkung
vom 26. April d. J. zum Amtsvorsteher für den Amtsbezirk
Sibyllenort eingewiesen worden. .

Der Landrat

n. 04. Oele-, den 29. April 1938
Der Lehrer Karl Ba r t s chs aus Kunersdorf ist mit Wirkung

vom 6.Apr»il d. J. zum Standesbeamten des S-tandesamts-
bezirks Sußwinkel durch den Herrn Regierungspräsidenten be-
stellt worden.

K. II. 04. Osels, den 2. Mai 1938

Der Lehrer· i. R. Franz Koe n ig, G—örlitz, ist mit Wirkung
vom 27. April d. J zum Standesbeamten-Stellvertreter für
den Standesaintssbezirk Wildschiitz berufen worden.

K. Der Landrat
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O e l s , den 27. April .1938

Hebanimeu

Die Hebamme Frau Veronika He cf in Kuiiersdörf ist in der
Zeit vöiii 9. Mai bis 21. Mai 1938 zn einein Wiedeiihöliiiigs-
lehrgang in der ProvinziaLHebamnieniLehranstalt nnd Frauen-
klinik in Breslan einberufen worden. _
Die Vertretung während dieser Zeit habe ich der Hebamme

Frau Eegla in Kunersdorf übertragen.

Der Landrat als Leiter des Kreiköiumnnalverbasndes

Orts, den 5. Mai 1938

Vichseuchenpolizciliche Anordnung

Die Maul- und Klauenseuche ist aintstierärztlich festgestellt
worden:

28. April 1938 in ‘Saerau,

30, April 1.938 in Vögschiitz,

am 2. Mai 1938 in Sihswierse,

am 3. Mai 1938 in lsirößgrabein-Spiegelmühle.

Zum Sperrbezirk habe ich die Ortschaften bzw· Ortsteile:
Sacraii, östlich der Trebnitzer Straße von Weigelsdorfer——
Oelser Straße, Vögschütz, Schswierse iiud Spiesgelinühle erklärt.
Für das Sperrgebiet gelten die Bestimmungen meiner vie-h-

seucheii polizeilichen Anordnung vöiii li. Januar 1938, Kreis-
blatt Seite i1 und 2.
Die Abheilung der Maul-— und Klaueiisenihe ist in: Reichen-

feld, Süßwinkel, Kröinpusch, Sachsenau, Otterwiesem Schrei-
ben, Raake ohne Meil-er, Görlitz und Naiike festgestellt und- die
Desinfektiön abgenommen worden. Die über diese Orte ver--
hängten Sperrmaßregeln habe ich aufgehoben.

Der Laiidrat
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Oels, den 27. April 1938

Rötkreuz-Fami·liciiunterstühung

Auf Grund des Gesetzes über das Deutsche Rote Kreuz vöni
9. Dezember 1937 (R«GVl. I S. 1330) wird hiermit folgendes
bekanntgegeben:

Die Angehörigen der Teilnihmer an einein nach § 14 des
Gesetzes über das Röte Kreuz genehmigten Lehrgange erhalten
zur Sicherung des notwendigen Lebensbedarfs Unterstützung
nach Maßgabe des Fainilieiiiiiiterstiitznngsgesetzes und der Fa-
inilienniiterstiitzungsvorschriften vöni 31). März 1936 (RG-V«sl. l
S. 327/334).
Der Antrag kann von dem einberufenen oder unterstützungs-

berechtigten Angehörigen vöin Tage der Aushäiidigung des Ein-
berufiiiigsbefehls an gestellt werden, nnd ist formiilarmäßig
durch die zuständige Ortsbehörde aufzunehiiieii. Für die Auf-
nahme des Antrages sind die Vördrucke auf Gewährung der
Familienunterstützung für Angehörige von Wehr- und Arbeits-
dienstpfliihtigen unter entsprechender Abänderung zu verwen-
den. Zum Antrage sind folgende Unterlagen erforderlich:

a) Ausweis über die Einberufung zu einem Lehrgang des
Deutschen Roten Kreuzes. Dieser Ausweis wird durch die
Ortsbehörden eingesehen und dein Einberufeuen wieder
ausgehändigt ”In Antrage ist alsdann zu vernierken, daß
der Ausweis ü er die Einberufung vorgelegen hat.

b) Nachsweis der Unterstützungsberechtiguiig. Dieser kann
durch Vorlage von Heiratsi und Geburtsurkunden oder das
Familienstammbuch erbracht werden. Es genügt, wenn
diese Urkunden der Ortsbehörde vorgelegen haben. Diese
hat alsdann im Antrage zu bescheinigen, daß der Nach-weis
der Unterstiitzungsberechitiguug erbracht wurde. Falls der
Ortsbehövde die unterstützungsberechtigten Angehörigen be-
kannt sind, dann von einer Vorlage der Urkunden Abstand
enomnien werden. Die Ortsbehörde hat alsdann im
lntrage zu vernier«ken, daß der unterstützungsberechtigte
Angehörige amtsbekannt ist«

c) Eine Bescheinigung des Vermieters über die Höhe des
von dein Einberufenen niönatlich zu zahlenden Mietzinses
Falls der Einberufene von seinen -unterstützungsberechtig-
ten Angehörigen getrennt Wohnt, ist auch der Nachweis
uber den mönatlichen Mietzins von seinen Angehörigen
zu erbringen.

d) Nachweis überdas durchschnittliche monatliche Nettöein-
kommen des Einberufenen im letzten halben Jahr vor  

Aushäudiguiig des Einberufungsbefehls. Hatt-e der Ein-

berufene vor seiner Einberufung Einkommen aus nicht

elbständiger Arbeit und lebte derselbe mit seinen unter-

itützungsberechtigten Angehörigen in -.Vaushaltsgeniein-
schrift, so ist hierbei zur Vereinfachung als Durchschnitts-

eiiiköiiiiiieii während des letzten halben Jahres vor Aus-·

häudigung des Gestelluiigsbiefehls das Nettoarbeitsentgelt

anzusehen, das der Einberufene sur den letzten ganzen

Löhnzahliiiigszeitrauiii (Mönat, Wbche usw.) vor dein Ge-

stelliiiigstage bezog. Jn diesen Fallen ist daher eine Ve-

scheinigiiiig «des Arbeitgebers des Eiiiberufenen iiber das

Netto-arbeitseiitgelt einschließlich dein Wert der Sachbeziige

ür den letzten ganzen Löhuzahliiiigszeitraiiiii vor dem Ge--

liellungstage beizubringen.

o) Eine Vescheiuigung des Arbeitgebers des Einberufenen, öb
und gegebeiienfalls in welcher Höhe Arbeitsentgelt oder frei
willige Zuwendungen (einsch-ließlich dein»Wert der Sach-
bezüge) für die Zeit der Einberufung gewahrt werd-en.

f) Soweit der Unterstützungsberechitigte arbeitsfähig ist, ein
Nach-weis, daß er beim zuständigen Arbeitsamt als Arbeit-«-
sniheiider gemeldet ist. Gemäß § 13 Abs. 1 der Familien-«-
iinterstützungsvörschsriftcn vöiii 31). März 19313 I(«.SliG-Bl. l
S. 332) darf jedoch bei Frauen Erkwerbsarbeit nicht zuge-
mutet werden, wenn dadurch die geordnete Erziehung iihrer
Kinder gefährdet würde. Auch sonst sind bei Frauen »die
Pflichten besonders zu berücksichtigen, die ihnen die»Fnh-
rung eines Hanshalts oder die Pflege von Angehörigen
auferlegt. Sollten vorstehend angeführte Voraussetzungen
bei einem erwerbsfiihigen uiiterstützungsberechiigtcu Auge--
hörigen vorhanden sein, so hat die Ortsbehörde dies ent-:
sprechend zu begründen

Der Antrag ist alsdann nach Prüfung der Angaben iiiitdeii
erforderlichen Unterlagen an michs sweiterziileiten Nach Fest--
setzung der Unterstützung eiihält die zustaudige Ortsbehörde
Zahlungsanwseisnug Die verauslagte Unterstützung wird auf
Grund der einzureicheiideii Zahlbogeii und Eiiipfangsbescheinc-
gniigeii der Osrtsbehörde 1()()prözeutig erstattet

Der Landrat als Leiter dies Kreiskominnnalverbaudes

Bezirksfütsörgeverband

Der Landrat
........._._....__......

O-els, den 4· Mai 1938

Beim Zähluug der Nester des weißen Störches

Jchs ersiiche die Bürgermeister des Kreises, eine Zählung der
in diesem Jahre besetzten Störchnester («weißer Störch-) in ihrem
Gemeindebezirk vorzunehmen und mir hierüber bis zum
1. Juni d. J. zu berichten, getrennt nach

a) Dachnestern,

h) Baumnestsern,
e‚) sonstigen Nest-ern (z. V. auf Queckenhaufeii).
Sollte im Kreise auch der schwarze Sitörch (brüteiid) vor-

kommen, ist mir auch darüber zu. "berichten.

Der Landrat

‚L. 3-.

Qels, den 3. Mai 1938

Beachtung des § 20 des Reichsnaturfchutzgesetzcs

Allg. sz. 8 d. ’RiiPr·LFM. v. 22. 1. 1‘938 — 1 870/38.
(Auszug.)

1. Der § 20 des Reichsiiaturschutzgesetzes vom 26. Juni 11935
(RGiBl. I S. 821) sowie die Durchfiihiungsvorschriften im § 14
der Verordnung vom 31. Oktober 193-5 (RGsBl. l S. 1275) ver-
pflichstet sämtliche Reichs-, Staats- und Kömmunalbeshösrden, vor
Genehmigung von Maßnahmen öder Planungen, die zu wesent-
lichen lichen Veränderungen der Landsschaft führen können, die
zustandigen Naturschutzbehörden so rechtzeitig zu beteili-
gen, da den Belangen des Naturschsutzes Rechnung getragen
wer-den kann.

2. Wie die Erfahrungen seit dein Erlaß der «Gefetzes:vörschrif-
ten gezeigt haben, ist leider dieser Förderng keineswegs immer
entsprechen worden. Jn einer rohen Anzahl von Fällen wur-
den die Naturschutzbehörden ü erhaupt nich-t, in anderen mit
solcher Verspätung beteiligt, »daß eine ausreichende Berücksichti-
gun des Natur- und Landschaftsschu es bei der Durchführng
der alßnahmen ni t möglich einer. neben war des öfteren
festzuste en, daß an von privativirtschaftlicher Seite öder vöii
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nichtstaatlichen Or anisationen ohne Verständigung der Natur-
schutzbehörden ItniPan reiche Gelänideankäsufe abgeschlossen, ja
Gebäude oder techsnis se Anlagen bereits errichtet wurden, die
wesentliche Veränderungen Idser freien Lsandschaft nach sichl zie-
hen- mußten. Im Interesse einer möglichst einswandfreien Ge-
staltung des deutschen Raumes und der Pflege der heimatlichen
Landschaft, wie die Einleitung zum Reichs-imturschutzsgesetz dies
ausdrücklich verlangt, ist ein derartiger Zustand auf die Dauer
nicht erträglich.

3. Sofern es sich um Unternehmungen anderer Stellen und
Organisationen handelt, hat sich die zuständige Naturschsutzbe-
hörde in suknnft unverzüglich einzuschalten und ihre angemes-
sene Betei isgnng zu sichern, sobald sie von einem Vorgehen oder
nur einer Planung erfährt, bei der die sachliche Voraussetzung
des § 20 anzunehmen ist.

m.—

L. 3. Oe ls, den 21. April 1938

Verwaltungsgebühren für die Abgabe von Befcheinigungen

zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen

RdErl. d. ?liF«-«itiCl)thPol. im RMdJ. vom 6. April 1938 —

O-VuR— Org 3225/37

(‘) Im Einvernehmen mit dem PrFM. ordne ich anf Grund
des § 5 des Ge . über staatl. Vertvaltungsgebiihren v. 29. Sep-
tember 1.923 (s(« S. S. 455) an, daß für die Abgabe von Wohn-
ortsbeseheinigimgen für Arbeiter, Heimarbeiter nnd Kleingärt-
ner nnd von Bescheiuigungen für Blinde über ihre berufliche
Tätigkeit, die zur Erlangung von l;Fahrpreiseri«näßigungeu (Ar-
beiterwochenkarteu, Arbeiterrückfa rkarten nsw.) bei Fahrten
auf der Deutschen Reichsbahn erforderlich sind, allgemein eine
Verwaltungsgebühr zum Mindestsatze von 50 R f. erhoben
wird. Bei nachgewiesener oder offenkundiger Bedüriiigkeit kann
die Gebühr auf Antrag ganz er assen werden.

(’) Die RdErl. v. 11. 6. 192.") (M-BliV. S. 691, PrBesBL
S. 152) und v. l8. 9. 1925 (PrBesBl. S. 204) sind hierdurch
überholt.

Der Landrat
als Leiter des Kreislommunalverbandes

Deloch

Bekanntmachuug einer anderen Behörde

Breslau, den 3. Mai 1938

Flughafen

_ Wetikkbekichk des Reichswetterdienstes Breslan-Flugshafen

Aus-gegeben am 3. Mai 1938

(Nachdruck auch mit Quellenangabe verboten.)

Jtn dser vergangenen Woche (vom 27. April bis 3. Mai)
herrschte in Schlesien veränderliches Wetter. Jmersten Teil
war es durchweg zu kühl, wobei im Flachlande Nachtfröste auf-
traten. sSubtropische Warmlitftinassen, die von Nordosten in
der Höhe vordransgen, brachte im zweiten Teil der Berichts-
wach-e. verbreitete und zum Teil ergiebige Niederschläge Erst
ein Vorstoß kühlcrer und trockener Luft führte zu Aufheiterung
In »der kommenden Woche (vom 4. bis 10. Miai) wird eine

nördliche bis östlichie Lriftsströniusng über sttdeutschsland vor-
herrschend sein und vorwiegend trockene, aber auch zeitweise
kühlew Luftmassen in unseren Bezirk führen. Die Tempera-
turen lwierden im Flachlankde durch Ausstrahlung, nachts viel-
fach unter den Gefrierpunkt sinken, doch wird die tagsüber kräf-
tige Eintrahlung Höchsttemperaturen von 15 Grad hervor-
rufen. ie Wetterberuihigung dürfte nur vorübergehend duch
Auftreten von schauerartigen Niederschlägen gestört werden.

 




